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Drucksache 


Der Bundesminister der Finanzen 

III B/1 - Z 1005 - 123/67 


Bonn, den 28. November 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zollrechtsangleichung innerhalb der EWG 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache V/2248 - 


Im Einvernehmen mit den beteiligten Ressorts beantworte ich 
die Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Wie wird sichergestellt, daß 

a) das deutsche Zollrecht möglichst wenig angetastet und nur 
da harmonisiert wird, wo es dringend erforderlich ist, um 
Verkehrsverlagerungen zu vermeiden, 

b) die Zollrechtsangleichung innerhalb der EWG nicht zu 
Lasten der modernen deutschen Vorschriften durchgeführt 
wird, 

c) in den Expertenberatungen über einzelne Rechtsgebiete 
nicht vorzeitig Konzessionen gemacht werden, vielmehr 
erst nach Beratung aller zu harmonisierenden Vorschriften 
auf politischer Ebene entschieden wird, ob die Bundes- 
republik Deutschland in Anbetracht der auch von anderen 
EWG-Ländern zu machenden Konzessionen in Einzelfällen 
nachgeben muß, 

d) die jeweils günstigste Lösung in den einzelnen Mitglied- 
staaten der EWG der Harmonisierung zugrunde gelegt 
wird, 

e) Wettbewerbsverzerrungen auch durch diese gemeinschaft- 
lichen Zollverfahren verhindert werden? 


Bei den Besprechungen über die Zollrechtsangleichung inner- 
halb der EWG wird von deutscher Seite davon ausgegangen, 
daß eine Angleichung insoweit erforderlich ist, als unterschied- 
liche Regelungen Wettbewerbsverzerrungen oder Verkehrs- 
verlagerungen zur Folge haben können. Diese Verzerrungen zu 
vermeiden und zu verhindern ist gerade Ziel der Zollrechts- 
angleichung. Die deutschen Unterhändler in Brüssel vertreten 
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dabei selbstverständlich mit dem notwendigen Nachdruck die 
deutschen wirtschaftlichen Interessen, ohne allerdings die Ge- 
meinschaftsinteressen zu vernachlässigen. Mit den übrigen Be- 
teiligten sind sie bestrebt, jeweils die für die Gemeinschaft 
beste Lösung zu finden. Diese gemeinschaftlichen Regelungen 
müssen den Erfordernissen der modernen Wirtschaft gerecht 
werden, den notwendigen Zollschutz gewährleisten und prak- 
tikabel sein. 

Da das deutsche Zollrecht in seiner Gesamtheit das modernste 
Zollrecht innerhalb der EWG-Mitgliedstaaten ist, sind seine Lö- 
sungen stets sehr eingehend in Brüssel erörtert worden. In 
vielen Punkten folgt die Gemeinschaftsregelung dem deutschen 
Recht; bei einer Reihe Vv^eiterer Punkte kann das erhofft werden. 
Natürlich bestehen aufgrund der unterschiedlichen Interessen- 
lage und Rechtsentwicklung der einzelnen Mitgliedstaaten ver- 
sdriedene Auffassungen darüber, was die jeweils günstigste Lö- 
sung für die Gemeinschaft ist. Nidit alle meinen damit immer die 
liberalste Lösung. Die Besprechungen der Sachverständigen die- 
nen jedenfalls lediglich der Beratung der Kommission bei der 
Erarbeitung ihrer Vorschläge an den Rat. Die letzte Entschei- 
dung über diese Vorschläge bleibt dem Rat der Europäischen 
Gemeinschaften, d. h. der politischen Instanz, Vorbehalten. Er 
wird trotz der oft widerstreitenden Interessen auf allseits aus- 
gewogene Lösungen Bedacht zu nehmen und auf den Zusam- 
menhang zwischen den einzelnen Sachgebieten zu achten haben. 
Auf dieser Basis müssen notfalls Kompromißlösungen gefunden 
werden. 


2. a) Auf welche Weise werden die Wirtschaftsverbände recht- 
zeitig in die Beratungen eingeschaltet und 

b) wie wird erreicht, daß alle Entwürfe der Dienststellen der 
EWG-Kommission in enger Fühlungnahme mit den sach- 
kundigen Verbänden erörtert werden? 


Die Wirtschaftsverbände werden durch vielfältige Kontakte 
jeweils zum frühestmöglichen Termin in die Beratungen ein- 
geschaltet und über den Fortgang der Verhandlungen auf dem 
laufenden gehalten. So haben - zum Teil unter Vorsitz des 
Leiters der Zollabteilung des Bundesfinanzministeriums - meh- 
rere Besprechungen mit den Spitzenverbänden der Wirtschaft 
über Fragen der Zollrechtsangleichung stattgefunden. Das Bun- 
desministeriuni für Wirtschaft unterrichtet die Verbände in 
regelmäßigen Besprechungen. Auch gewährleistet der Kontakt, 
den die europäischen Spitzenverbände durch eigene Brüsseler 
Büros zu den Dienststellen der Kommission unterhalten, eine 
frühzeitige Unterrichtung der Wirtschaft über alle aufkommen- 
den Probleme. Schließlich hat der Wirtschafts- und Sozialaus- 
schuß der EWG vor Erlaß der Harmonisierungsakte noch Ge- 
legenheit zur Stellungnahme. 
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3. Welcher Art sind die bisher beratenen und vorgesehenen 
Regelungen der Zollrechtsangleichung? 

Der gegenwärtige Stand der Zollrechtsangleichung ist in der 
Anlage dargestellt. 


4. Ist beabsichtigt, den Deutschen Bundestag laufend über die 
Brüsseler Arbeiten zu unterrichten, damit er rechtzeitig seine 
Ansicht äußern kann und nicht erst nach Verabschiedung der 
Regelungen durch den EWG-MinisLerrat vor vollendete Tat- 
sachen gestellt und damit gezwungen wird, einer Änderung 
deutscher Vorschriften zuzustimmen? 


Nach Artikel 2 des Gesetzes zu den Verträgen von Rom ist die 
Bundesregierung verpflichtet, Bundestag und Bundesrat über 
die Entwicklungen im Rat der EWG laufend zu unterrichten. So- 
weit durch den Beschluß des Rats innerdeutsche Gesetze erfor- 
derlich werden oder in der Bundesrepublik unmittelbar gelten- 
des Recht geschaffen wird, soll nach dieser Bestimmung die 
Unterrichtung vor der Beschlußfassung des Rats erfolgen. Die 
Bundesregierung wird auch bei der Zollrechtsangleichung nach 
dieser Bestimmung verfahren. 


5. Wird die Bundesregierung dafür sorgen, daß das Zollrecht im 
Wege von Richtlinien gemäß Artikel 100 EWG-Vertrag oder 
,, Empfehlungen" gemäß Artikel 27 EWG-Vertrag angeglichen 
wird, damit nationale Besonderheiten, die keine Gefahr für 
Verkehrsverlagerungen mit sich bringen, zum Wohle der Wirt- 
schaft aufrechterhalten werden können? 


Für die Zollrechtsangleichung werden in erster Linie, soweit 
nicht ausnahmsweise Empfehlungen der Kommission genügen, 
Richtlinien des Rates in Betracht kommen. Sie sind für die Mit- 
gliedstaaten hinsichtlich des zu erreichenden Zieles verbindlich, 
überlassen ihnen aber die Wahl von Form und Mitteln der 
Durchsetzung. Für nationale Besonderheiten, die keine Gefahr 
für Verkehrsverlagerungen mit sich bringen, bleibt also durch- 
aus Raum. Bei einzelnen Materien (z. B. auf dem Gebiet des 
Wertzolls) erscheint es jedoch sachgerechter, die Regelung in 
der Form einer in allen Mitgliedstaaten unmittelbar geltenden 
Verordnung des Rates zu treffen, um eine einheitliche Hand- 
habung in der ganzen Gemeinschaft sicherzustellen. 


6, Wie wird verhindert, daß das sowieso schon komplizierte 
Wertzollrecht durch das EWG- Wertzollrecht nicht noch perfek- 
tionistischer wird und damit zu einer Verschärfung und zu 
Maßnahmen führt, die die Wirtschaft zusätzlich belasten? 

Das geplante EWG-Wertzollrecht entspricht inhaltlich weit- 
gehend den geltenden deutschen Bestimmungen. Es bringt der 
deutschen Wirtschaft daher keine zusätzlichen Belastungen. 
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7. Bleibt das bewährte Institut des deutschen Zollaufschublogers, 
insbesondere auch die Regelung für die Feststellung der 
Menge, der Art, des Wertes und des Zollsatzes eingeführlei 
Waren, durch die Rechtsangleichung unangetastet? 


Bei den Verhandlungen in Brüssel kam es wegen der wirtschaft- 
lichen Bedeutung des Zollaufschublagers darauf an, dieses 
Rechtsinstitut in einer künftigen Gemeinschaftsregelung als 
offenes Lager zu erhalten. Das ist nach dem letzten Richtlinien- 
entwurf der Dienststellen der Kommission für die Zollager ge- 
lungen. 

Hinsichtlich des maßgebenden Zeitpunkts für den anzuwenden- 
den Zollsatz konnte zwar die derzeitige deutsche Regelung 
(Wahlmöglichkeit) angesichts der isolierten deutschen Position 
auf Expertenebene nicht durchgesetzt werden. Der statt dessen 
vorgesehene Auslagerungszeitpunkt ist jedoch wirtschaftlich 
annehmbar, da er dem Lagerinhaber Zollsenkungen während 
der Lagerung zugute kommen läßt und da bei Zollerhöhungen, 
die in der Zukunft die Ausnahme bilden werden, die Möglich- 
keit der vorherigen Auslagerung besteht. Diese Lösung ent- 
spricht im übrigen auch der nach dem Abschöpfungserhebungs- 
gesetz geltenden Rechtslage. 

Hinsichtlich Menge, Beschaffenheit und Wert soll es den Mit- 
gliedstaaten frei stehen, den Einlagerungs- oder Auslagerungs- 
zeitpunkt als maßgebend zu bestimmen. Dadurch ist vor allem 
die Möglichkeit gegeben, an der für das Zollaufschublager 
typischen einmaligen Abfertigung der Lagerwaren - nämlich 
bei der Einlagerung - festzuhalten. 

Der letzte Richtlinienentwurf stellt somit eine Kompromiß- 
lösung dar, die den berechtigten deutschen Interessen Rechnung 
trägt und die Beibehaltung des Zollaufschublagers als einer für 
Verwaltung und Wirtschaft gleichermaßen vorteilhaften Ein- 
richtung ermöglicht. 


8. Ist die Bundesregierung bereit, darauf zu bestehen, daß die 
gegenwärtig in der Bundesrepublik Deutschland geltende Zwei- 
monatsfrist beim Zahlungsaufschub beibehalten bleibt? 


Die Bundesregierung wird sich weiterhin für eine Zweimonats- 
frist beim Zahlungsaufschub einsetzen. Es ist jedoch nicht zu 
verhehlen, daß die deutsche Verhandlungsposition hier sehr 
schwierig ist, weil die anderen Mitgliedstaaten nur sehr kurze 
Aufschubfristen haben und sie schon in der Heraufsetzung die- 
ser Fristen auf durchschnittlich 30 Tage ein erhebliches Ent- 
gegenkommen sehen. Die endgültige Entscheidung auch über 
diesen Punkt kann in der Gemeinschaft nur im Rat fallen. 
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9. Welche Möglichkeiten werden gesehen, um für den aktiven 
Veredelungsverkehr eine Gemeinschaftsregelung anzustreben, 
die in wirtschaftlich sinnvoller Weise dem Schutzbedürfnis der 
Industrien der Gemeinschatt, gleichermaßen aber auch der 
überragenden Bedeutung des Veredelungsverkehrs für den 
Export Rechnung trägt? 


Als Ergebnis der bisherigen Sachverstandigen-Verhandlungen 
zeichnet sich ein Lösungsvorschlag ab, welcher der deutschen 
Konzeption des Veredelungsverkehrs in allen wesentlichen 
Punkten entspricht und damit den in der Anfrage genannten 
Gesichtspunkten voll Rechnung trägt. 


10. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um eine der schwie- 
rigen Lage der deutschen Werftindustrie Rechnung tragende 
Lösung durchzusetzen, zumal eine wirtschaftlich sinnvolle ge- 
meinschaftliche Regelung des zollbegünstigten Schiffbaus für 
die Küstenländer von besonderer Bedeutung ist? 

Die Beratungen über die Gemeinschaftsregelung auf dem Gebiet 
des Schiffbaues sind erst vor kurzem aufgenommen worden. 
Die deutsche Seite hat sich für eine Regelung ausgesprochen, 
die Zollvergünstigungen für den Schiffbau entsprechend der 
derzeitigen deutschen Regelung vorsieht. Es ist anzunehmen, 
daß sich die deutsche Auffassung im wesentlichen durchsetzen 
wird. 


Strauß 
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Anlage 


Zusammenstellung 

der wesentlichen bisher beratenen Regelungen 
zur Zollrechtsangleichung 


A. Regelungen, die bereits in Kraft sind 

1. Entscheidung des Rates vom 22. Dezember 1966 über die 
Zollfreiheit für bestimmte bei der Instandsetzung oder 
der Reparatur von Flugzeugen verwendete Materialien 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 246/66). 

2. Empfehlungen der Kommission: 

a) Empfehlung vom 13. März 1961 über die Zollbehand- 
lung gefüllt eingeführter Umschließungen (Amtsblatt 
46/61). 

b) Empfehlung vom 13. März 1961 über die Begriffsbe- 
stimmung für das Zollgewicht (Amtsblatt 46/61). 

c) Empfehlung vom 29. November 1961 über die passive 
Veredelung (Amtsblatt 3/62). 

d) Empfehlung vom 6. Februar 1963 über die Bestimmung 
des Begriffs „gewöhnlicher Wohnort'" für die vorüber- 
gehende Einfuhr privater Straßenfahrzeuge (Amts- 
blatt 27/63). 

e) Empfehlung vom 10. Dezember 1963 über Erlaß oder 
Erstattung von Zöllen für schadhafte Waren (Amts- 
blatt 185/63). 

f) Empfehlung vom 18. Dezember 1964 über die zollfreie 
Einfuhr von Gemeinschaftswaren in kleinen Sendun- 
gen (Amtsblatt 7/65). 

B. Vorschläge der Kommission an den Rat 

1. Entwurf einer Verordnung des Rates über den Schutz 
gegen Praktiken von Dumping, Prämien und Subventio- 
nen aus nicht zur EWG gehörenden Ländern (Amts- 
blatt 90/62; Bundestagsdrucksache IV/3453). 

2. Entwurf einer Verordnung des Rates über eine gemein- 
same Begriffsbestimmung des Warenursprungs (Amts- 
blatt 68/66; Bundestagsdrucksache IV/2994). 

C. Rechtsgebiete, über die die Sachverständigen beraten oder 
beraten haben 

1. Erläuterungen zum Gemeinsamen Zolltarif 

- Die Erläuterungen sind auf der Sachverständigenebene 
zu etwa zwei Dritteln ausgearbeitet. Es wird ange- 
strebt, sie bis zum 1. Juli 1968 fertigzustellen - 
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2. Zollwert 

- Es darf auf die Beantwortung der Frage 6 Bezug ge- 
nommen werden - 

3. Zahlungsaufschub 

- Es darf auf die Beantwortung der Frage 8 Bezug ge- 
nommen werden - 

4. Zollager 

~ Es darf auf die Beantwortung der Frage 7 Bezug ge- 
nommen werden - 

5. Freihäfen 

- Bei den bisherigen Sachverständigengesprächen hat 
sich nichts ergeben, was den Bestand der Freihäfen ge- 
fährden könnte - 

6. Veredelungsverkehr 

“ Es darf auf die Beantwortung der Frage 9 Bezug ge- 
nommen werden - 

7. Durchgehendes Versandverfahren 

- Die Sachverständigenbesprechungen sind im wesent- 
lichen beendet. Es ist ein Verfahren ausgearbeitet 
worden, das das überschreiten der Binnengrenzen er- 
leichtert - 

8. Gestellung und Verwahrung von Zollgut 

- Die Gespräche auf Sachverständigenebene sind abge- 
schlossen. Nach dem derzeitigen Stand bleibt das deut- 
sche Zollrecht im Grundsatz gewahrt - 

9. Zollfreiheit für Schiffbau- und Flugzeugbaumaterial 

- Es darf auf die Drucksache V/1749 (Begründung zu 
Artikel 1 Nr. 8 des Neunten Zolländerungsgesetzes) 
und auf die Beantwortung der Frage 10 Bezug genom- 
men werden - 

10. Zollfreiheit für übersiedlungsgut 

- Vorgespräche auf Sachverständigenebene haben statt- 
gefunden. Die Dienststellen der Kommission haben die 
Angelegenheit noch nicht weiter verfolgt -. 
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